
Fatale Nullzinspolitik? 

Es gibt einige Themen, bei denen die Deutschen eine gewisse Tendenz dazu haben, schnell 

ins Hyperventilieren zu geraten. Die deutsche Angst davor, dass eine grassierende Inflation 

das eigene Ersparte über Nacht zerstört, gehört definitiv auch zu einem dieser Phänomene. 

Auslöserin dieser Angstgeschichten ist häufig die Europäische Zentralbank (EZB) und ihrer 

expansive Nullzinspolitik.1 2 3 Diese Sorgen wurden nun durch ein paar neuerliche 

Entwicklungen wieder angefacht worden. 

Wie die meisten von Euch wissen, verfolgt die EZB mit ihrer Geldpolitik ein Inflationsziel von 

„unter, aber nahe an zwei Prozent“. Wie Angang Juli kommuniziert wurde, streben die 

Zentralbanker nun ein Inflationsziel von „zwei Prozent“ an. Zukünftig will die Notenbank also 

„moderat über dem Zielwert“ von zwei Prozent liegende Inflationslevel zeitweise akzeptieren. 

Konkret bedeutet dies, dass die EZB nicht sofort ihre expansive Geldmengen- und 

Nullzinspolitik aufgibt, nur weil die Inflationsrate in der Eurozone kurzzeitig über zwei Prozent 

liegt.4 Dies hat gerade in Deutschland zu einem ersten Aufschrei geführt.5 6 7 

Dazu kommt nun auch noch, dass die deutsche Volkswirtschaft im Juli 2021 eine ungewöhnlich 

hohe Inflationsrate von 3,8 Prozent verzeichnet hat. Eine höhere Teuerungsrate gab es laut 

Statistischem Bundesamt zuletzt im Dezember 1993.8 9 Dies führte zu Aufschrei Nummer 

Zwei.10 11 

Der Anlass für die heutige Folge ist allerdings ein anderer. Diese Woche Mittwoch hat das 

Bundesverfassungsgericht die seit 2014 erhobenen Steuerzinsen in Höhe von sechs Prozent als 

verfassungswidrig eingestuft. Dieser Zinssatz sei realitätsfern und damit verfassungswidrig. Als 

Konsequenz des Urteils müssen alle Steuerbescheide mit Verzinsungszeiträumen ab 2019 

korrigiert werden. Zur Erklärung: Steuerzinsen sind Zinsen, die bei Steuernachzahlungen bzw. 

-erstattungen von mehr als 15 Monaten bezahlt werden müssen. Wenn also ich meine Steuer 

mehr als 15 Monate zu spät bezahle, muss ich die Steuerzinsen bezahlen. Wenn andersherum 

das Finanzamt mehr als 15 Monate für meine Steuererstattung benötigt, muss der Fiskus diesen 

Zinssatz auf die betroffene Summe an mich bezahlen. Karlsruhe hat nun entscheiden, dass der 

Zinssatz in Höhe von 6 Prozent auf Grund der aktuellen Niedrigzinsen realitätsfern und damit 

zu hoch ist.12 

Simon und ich nehmen uns diese Themen zum Anlass, um über die deutschen Inflationsängste 

und Vorbehalte gegenüber der EZB zu diskutieren.  
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• Basiseffekt durch Mehrwertsteuererhöhung (Juli 2020 – Dezember 2020), i.e. geringe 

Basis (Rate im Vergleichsmonat Juli 2020) 

• Inflationsrate 11,6 Prozent von 11,6% für Energieprodukte. CO2-Steuer und 

Basiseffekt Ölpreis. Inflationsrate ohne Energie bei 2,9 Prozent. 

• Post Corona (Nachholkonsum,  

• „Die Preise für Nahrungsmittel insgesamt stiegen um 0,4 %. Hier standen 

beispielsweise den Preisanstiegen bei Gemüse (+1,1 %) auch Preisrückgänge bei Obst 

(-1,2 %) gegenüber. Billiger wurden zudem Bekleidung und Schuhe (-2,4 %), 

vorrangig bedingt durch Preisnachlässe für Sommerartikel.“  
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